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Irleinrentnerwrsorge .
kW . Die Hilfsaktion des Reichs für notleidend« Kleinrent -

ßier hat durch tzie kürzlich erfolgte Bewilligung von Mitteln
duvch den Reichstag eine breitere Grundlage erhalten ; wäh¬
rend ink Vorjahr vom Reich 100 Millionen 'bereitgestellt wur¬
den , stehen jetzt 600 Millionen Mark zur Verfügung unter der
Bedingung , datz die Länder und Gemeinden zusammen nvch-
»nals den doppelten Betrag aufbringen . Hiermit würde also
«in Gesamtbetrag von 1,5 Milliarden erreicht .

Auf Bade» entfallen an Reichsmitteln rund 17,5 Millionen
Mark unter der Voraussetzung , daß Staat und Gemeinden
jeweils die gleichen Beträge aufbringen und die Beträge ihrer
Bestimmung auch wirklich zugeführt werden . An der Bereit -
fwilligkeit des Landes und der Gemeinden ist nicht zu zweifeln,
tzs hängt jetzt alles davon ab, daß die notleidenden Klein -
xentner ihre Anträge bei den gemeindlichen Fürsorgeämtern
baldigst einreichen, so datz die vom Reich in Aussicht gestellte
Beihilfe den badischen -Rentnern auch wirklich zugute kommt.

Die Hilfeleistung des Reichs bleibt an die Forderung ge¬
bunden . datz das Vermögen des Kleinrentners zur Bestreitung
Des Lebensunterhalts mit herangezogen wird . Schon früher
haben zahlreiche Rentner a-uS eigenem Entschlüsse ihr Ver¬
mögen langsam ! mit aufgezehrt , indem sie es in einer Leib¬
rente anlegren und sich so zu Lebzeiten ein höheres Einkom¬
men sicherten. Nichts anderes , nur in weit schonenderer Form
wird auch jetzt von dem Rentner erwartet , der durch die
lKleirrrentnersursorge von der nagenden Sorge um das täg¬
lich mehr in die Erscheinung tretende Dahrnschwinden de»
Vermögens befreit sein will .

Die badischen Ausführungsbestimmungen zu den Richtlinien
des Reichs schreiben für die fchonsame Heranziehung des Ver¬
mögens des Rentners den Weg der Gewährung zinsfreier
Darlehen gegen Verpfändung der Vevmögensstücke vor . Die
Wermögensstücke werden der Gemeinde als Treuhänderin über -
eignet, der Rentner behält die Zinsscheine in der Hand und
kann zudem jederzeit — was besonders hervorgehrben werden
soll — den Vertrag auflösen und das Vermögen wieder an
sich nehmen . Sollten es btd' Verhältnisse also z . B . so fügen ,
datz Kinder , die heute noch -nicht in der Lage dazu sind, etwa
tu 6 Zähren die Mutter oder den Vater zn sich nehmen
wollen, so kann der Berpfönd -ungsvertrag von dem Rentner ge¬
kündigt weiden ; der Rentner erhält dann das nach Abzug
eines dem Zinsfreien Darlehen entsprechenden Betrages übrig
bleibende Vermögen ausbezahlt .

Die Hilfsaktion besteht nun darin , datz dem erwerbsunfähi¬
gen -bedürftigen Rentner das unzureichende Finsei -nkommen
bis zu einer bestimmten Höhe aufgefüllt wird , die etwa der
Höhe der Erwerbs -losenunterstützung gleichgestellt werden soll.
Die Sätze der KrwerbslosenU-nterstützung stehen unmittelbar
vor einer Erhöhung durch die Roichsregierung . So lange
diese Erhöhung nicht erfolgt ist, sind die Gemeinden befugt,
auch über die derzeitigen unzulänglichen Sätze hinauszu -
yehen.

Die erforderliche Auffüllung — d. h. also die Differenz
zwischen dem Einkommen des Rentners und der Erwerbs¬
losenunterstützung — wird zn zwei Drittel aus einem zins -
freien Darlehen , zu einem Drittel aus einem nicht ans das
Kapital anrechenbaren Auschuh bestritten .

Einbge Beispiele mögen dieses Vorgehen erläutern :
Beispiel A : Ein 70jähriger Rentner mit 100 000 M . Ver¬

mögen bezieht daraus 4500 M . Zins . Der Betrag soll den
Verhältnissen des pflegebedürftigen alten Herrn entsprechend
-auf 8000 M . (einem über der Erwerbslasenunterstützung lie¬
genden Satz ) aufgefüllt wecken, wozu 4600 M . erforderlich
find . Es werden 3000 M . in Form eines zinsfteien Dar¬
lehen », 1600 M . durch fteien Zuschütz aufgebracht .

Zur Sicherung des zinsfreien Darlehens hat der Rentner
90000 M . verpfändet und 10000 M . zur freien Verfügung
behalten . Die Darlehen werden erst in 30 Jahren den Be¬
trog des verpfändeten Vermögens erreicht hoben, es kann
also damit gerechnet werden , datz die Erben des Rentner - bet
feinem Tode noch einen Restbetrag ausbezcchlt erhalten .

Ungünstiger liegen natürlich die Verhältnisse bei kleineren
Verrnögen und niedrigeren Zinseinkommen .

Beispiel 8 : Der 66jährige Rentner habe 20 000 M . Ver¬
mögen, wovon 3000 M . in seiner Hand bleiben und 18 000
M . verpfändet weiden . Sein - ZinSeinkommen beträgt 800 M .»
das auf 6000 M . erhöht werden soll. Kleine Einnahmen aus
Vermieten von Zimmern , Zuschüffe von Kindern u . dergl. er¬
lauben eS, diese Grenze einzuhalten . Die erforderliche Auf .
füllung beträgt 4300 M ., wovon 2800 Mi als Darlehen und
!1400 M . als freier Zuschuh gegeben werden . Hier wird de.
teil » in 6 Jahren die iDartehenSsumme den Betrag de» ver¬
pfändeten Vermögens erreicht Häven, da» Vermögen also
huchmätzig verschwunden sein.

In den -Fallen nach Beispiel 8 tritt , den Richtlinien de»
Arbeits -Ministeriums entsprechend, die allgemeine Fürsorge
ein, wenn Vermögen zur Sicherung eines Darlehens nicht
mehr vorhanden ist. Dies« Fürsorge wolle dem Rentner ein
angemeffenes Existenzminimum sichern , das nach billigem!
Ermeffen bes GemeindefürsovgeamtS unter Berücksichtigung de»
andern Volkskreisen zugesicherten ExistenznrinimumS , sowie
des bisherigen Jahresverbrauchs des unterstützten Rentner »
einzusetzen ist.

Gut ist die Klein-rentnerfürsorge bisher in den Städten
Karlsruhe und Freiburg durchgeführt, wo je etwa 100 Ver¬
pfändungsverträge laufen .

Reben dieser Regelung der laufenden Behilfen wickeln sich
natürlich noch zahlreiche andere Hilfsmaßnahmen ab, wobei
wir in erster Linie auf die Beschaffung von Arbeit zum
Nebenerwerb , bestmögliche Verwendung des Hausrats , Unter¬
bringung in Heimen und ähnliches Hinweisen. Die Gemein¬
den bilhen Fürsorgeausschüsse, in denen Vertreter der Ge¬
meinden mit Vertretern der Kleinrentnerorganisation die An¬
träge prüfen und bearbeiten . Dieser Hilfe der örtlichen Klein «
rentnerorganrsatonen ist es auch zu danken, wenn älteren und
kränklichen Rentnern und Rentn -erinnen Wege erspart wer¬
den und ihnen in jeder Beziehung die Inanspruchnahme der
Kleinrentnerfürsorge erleichtert wird .

Hinzugefügt sei schlietzlich noch, bah die jetzt zur Verfügung
stehenden erhöhten Mittel die Veranlassung zu erneuter Be¬
ratung -über Einzelheiten der Richtlinien geben werden .

Doliliscbe Neuigkeiten .
Zn der Entscheidung der Nepsrstions -

kommission .
in der es, wie schon berichtet, heiht , „die Absicht der Repa -
rationskommission sei, das Mandat de» Anlech-eauS-schuffes
nicht so aufzufassen, daß irgend etwas sich dem widersetze,
irgendwelche der Bedingungen zu prüfen , die notwendig seinkönnten für die Emission einer Deutschland zu gewährenden
äusseren Anleihe, ohne die au ^ unehmen , die sich auf die all¬
gemeine Wiederherstellung seines Auslandskredits beziehen, "und tatsächlich werde „jeder Vorschlag, den das Komitee in
dieser Richtung in der Lage sei, vorzubringen , ohne aller¬
dings die Verantwortung der Reparationskornrnission zu ver¬
pflichten, sicher den grössten Wert haben " ist noch nachzutra¬
gen, datz in der Antwort des Ausschusses an den Anleihe-
ausschutz ausdrücklich gesagt wird :

Diese Entscheidung ist mit Stimm -emnehrheit angenommenworden . Dafür haben gestimmt der britische, der. italienische
und der belgische Delegierte , dagegen der französische; der
offiziöse amerikanische Delegierte hat sein persönliches Ein¬
verständnis mit der Mehrheit zum Ausdruck gebracht.

Als der Vorsitzende des Anleiheausschusses, Delacroix , diese
Mitteilungen machte , erklärte er, datz der (französische) Vor¬
sitzende der Repprationskommission (der Franzose DubviS ) ,
nachdem er fein Bedauern zum Ausdruck gebracht habe, da
er sich nicht der Antwort seiner Kollegen anschlietzen könne,weil ein eingehendes Studium der Frage ihn verpflichte, die
Meinung aufrecht zu erhalten , die er von her ersten Sitzung
an zum Ausdruck gebracht habe — hinzugefügt hätte , daß die
mit Stimmenmehrheit getroffene Entscheidung vollkommen
gültig fei, und datz der AnleihetzuSsch-uß auf Grund dieses Be¬
schlusses fein Studium in einem erweiterte » Rahme « fort -
fetzen könne um so mehr, als er davon überzeugt sei, datz der
Än-leiheauss-chutz dies mit der notwendigen Diskretion tun
wecke.

Der Anleiheausschuh hat , nachdem er diese Antwort er¬
halten hatte , beschlossen, sich aufs neue am Donnerstag nach¬
mittag J44 Uhr zu vereinigen , um die durch diese Antwort
geschaffene Lage zu prüfen .

Die neutrale Brommission zur Wnter-
sncdung der Ursachen des Meltkrieges .

Schon fest längerer Zeit haben Gelehrte verschiedener neu¬
traler Länder über die Bildung einer neutralen Kommissi, »
verhandelt, die die Ursachen des Weltkrieges untersuchen soll .
Auf eine Konferenz in Kopenhagen zu Ostern ist setzt lt . „Frkf.
Ztg." eine solche während der Pfiugsttage in Stockholm ge-
folgt. Die Vorbereitungsarbeiten sind abgeschlossen und die
Kommission ist jetzt endgültig gebildet worden. Sie nennt sich
die Neutrale Zenftalkommission für die Untersuchung der Ur¬
sachen des Weltkrieges. Zum Präsidenten wurde gewählt Uni-
verfitätsprofessor Renterskjöld (Upsala ) , zum Vizepräsidenten
Archivdirektor Dr . Japikse (Haag) und zum Generalsekretär
der holländische Publizist Brun «. Der Sitz des Generalsekre¬
tariats ist Haag. Die nächste Konferenz findet in der Schweiz
statt . Als ihre Aufgabe sieht die Kommission die völlig unpar -
teilsche wissenschaftliche Untersuchung des Ursprunges des letzten
Kriege» an . Sie hofft damit auch die Vorurteile beseitigen zu
können, die der Weltkrieg auf beiden Seiten geschaffen hat , und
zur Wiederherstellung größeren Vertraue «» zwischen den Böl-
kern beitragen zu können. Die Konferenz hat weiter einen
Arbeitsplan ausgestellt und den verschiedenen Landesdelega -
tionen die Bearbeitung einzelner Aufgaben übertragen . Das
Generalsekretariat wird Mittellungen in zwangloser Folge
herauSgeben. Bon amerikanischer Seite wurden der Kommission

■ Geldmittel zur freien Verfügung gestellt . An den Berhandlun -
j gen nahmen teil : Aus Holland General van TerwiSga und Dr «
J Japikse , aus Norwegen Oberbibliothekar Drolsnm und Dr . Hj ,
I Christrnseu , aus der Schweiz der Universitätsprofeffor BächtoB

(Basel ) und Oberst Jmmenhauser (Bern ), aus Schweden Pro¬
fessor Renterskjöld und Hochschulprofessor Helge Almquist (Go¬
tenbuvg) .

Da die Arbeit der Kommission naturgemäh von grosser Trag¬
weite werden kann, wurden von interessierter Seite bereit »
Versuche gemacht, sie vo» vornherein zu verdächtigen. Die
Kommission hält es für überflüssig, sich auf eine Widerlegung
dieser Verdächtigungen einzulassen.

Die rwsngsanleibe.
Aus der Begründung zu dem Gesetzentwurf über di«

Zwangsanleihe , dessen wesenüichsten Inhalt wir bereits der -
Lffentlicht haben , geben wir nachstehend einiges von allgemei¬
nem Interesse wieder.

Die Begründung nennt die Zwangsanleihe ein „Mittelding
zwischen Anleihe und Steuer ". Ein niedriger altz der Paria
Zeichnungspreis sei nicht in Frage gekommen , weil oas auto¬
matisch eine Erhöhung de» in Zwangsanleihe anzalegenden
Vermögens hätte zur Folge haben müssen . Zu der abwei¬
chenden Haltung des Reichsrates hinsichtlich der Verzinsung
(die Reichsregierung schlägt nach dreijähriger Zinslo -sigkeit fütz
weitere 5 -Fahre 2j$ *, erst dann 4-prozentige Verzinsung vor,
der Reichsrat nach der gleichen zinslosen Zeitspanne sofortige
4-prozentige Verzinsung ) wird bemerkt, die Reichsregierung
sei davon ausgegangen , dass die Zwangsauleihe ein Opfer de»
Besitzes darstellen solle, der Reichsrat davon, dass lang¬
andauernde sehr niedrige Verzinsung den Anleihekurs noch
weiter herabdrücken und gerase die Leistungsschwachsten , da
sie zum Verkauf gezwungen seien, am fühlbarsten treffen
würde . Der wahlweise Rückkauf der Anleihe zum Börsenkurs
oder durch Auslosung zum Nennwert hat zunächst wohl nur
theoretische Bedeutung , da auf lange Jahre hinaus für die
vorgesehene Tilgung der Rückkauf fiir das Reich das günstigere
fein wird . Der Entschluss , die Beleihbarkeit dem fteien Markt
zu überlassen , geht von der Erwägung aus , datz eine gesetzliche
Verpflichtung der Reichsbank oder der Reichsdarlehenskaffen
zur Beleihung zu neuem Notendruck führen mühte, also ge¬
rade der Hauptzweck der Anleihe damit vereitelt würde.

Für die Festsetzung des Stichtages sür die endgültigp Ver-
mögensfeftstellung auf den 31. Dezember 1922 toird insbe¬
sondere geltend gemacht , daß der bequemere Rückgriff auf das
Notopfervermögen all die schweren Ungerechtigkeiten, die der
Notopferveranlagung anhaften , sich wiederholen, daneben die
nach dem 31 . Dezember 1919 als dem Stichtag der Notopfer-
vermögensfestftellung neu entstandenen oder wesentlich gestei.
gerten Vermögen der Heranziehung durch die Zwangsanleihe

: einfach entgehen würden . Die für die vorgesehene Voraus¬
zahlung auf die Zwangsanleihe spätestens im Oktober dieses
Jahres vorzunehmende Selbsteinschätzung der Vermögen soll
nach den Vorschriften des Vermögenssteuergesetze?, erfolgen ;

i die Ausführungsbestimmungen und Vollzugsanweisungen zum
! Bermögenssteuergesetz sollen so frühzeitig herauSgebracht
j werden , dass jeder sich danach richten kann. Für die in dem
, Entwurf des Zw-angsanleihegeseheS vorgesehene, von den
j Vorschriften des Vermögenssteuergesetzes abweichende Wert -
! feststellung der Wertpapiere , wonach als Kurse für die Selbst -
! einschätzung 76 vom Hundert der Kurse vom 38 . April 1922
- anzusetzen und diese Werte auch für die erste Vermügens-
: steuerveranlagung und damit für die Berechnung des end¬

gültig zu zeichnenden Zwangsanleihebeftages maßgebend sein
sollen, wird darauf hingewiesen, dass angestellte Stichproben
eine Annäherung dieses T'reiviertelkuries an die Durch¬
schnittskurse der Zeit vom 31 . Dezember 1919 bis 28 . April
1922 ergeben hätten . Eine Verschärfung gegenüber dem Ver¬
mögenssteuergesetz liege also nicht vor , sei auch nicht beabsich¬
tigt und werde gegebenenfalls durch eine Änderung des ge-
wäblten Prozentsatzes auch verhütet werden.

Der durch die Androhung von Zusatzbeträgen bei zu nie -
driger Vorauszeichnüng ersftebte automatische Zwang zu
möglichst genauer Selbsteinschätzung geht von dem Gedanken

, aus , datz die vermeintliche Aussicht , die Differenz zwischen
vorläufiger und endgültiger Zwangsanleiheveranlagung später
mit einer verschlechterten Mark bezahlen zn können, weiten
Kreisen verlockend erscheinen wecke, was verhütet werden
müsse.

Zn der Festsetzung des Anleihebetraqes auf 69 Milliarden !
Papiermark wird bemerkt , dass dieser Betrag etwa das Mittel
der Papierumrechnung zurzeit des Steuerkompromisses (eine
Milliarde Goldmark etwa 45 Milliarden Papiermark ) und dem
gegenwärtigen Wert (etwa 70 Papiermilliarden ) darstelle. Zu¬
gegeben wird , datz über die Gesamthöhe des steuerbaren Ver¬
mögens und seine Verteilung auf die einzelnen Vermogens -
stufen zuverlässige Unterlagen fehlen, was angesichts der ge¬
waltigen Umwertung die sich insbesondere in den letzten Jah¬
ren in iminer größerem Ausmaße vollzogen hat , nicht mrffal-
len kann . Bei dieser Sachlage erschien der Reichsregierung der
bei der Wehrbeitraysveranlagung festgestellte Gesamtwert de»
steuerbaren Vermögens von 150 Milliarden Goldmark der

' einzig mögliche Ausgangspunkt . Rechnet man von diesem
! Betrag mit Rücksicht auf die abgetretenen Gebietsteile , auf die
i gegenüber dem Wehrbeitrag erhöhte Freigrenze und der-
! gleichen ein Drittel ah . so würden etwa 100 Milliarden Gold-
i mark verbleiben . Bei Einsetzung eines Entwertungsfaktor »
j von 12 würde sich hiernach ungefähr ein belastbares Gesamt -
- vermögen von 1200 Milliarden Papiermark ergeben.

Bei der Bermögensbafis von 1200 Milliacken würde der
Durchschnittssatz etwa 6 v . H . betragen müssen , um eine«
Ertrag von 60 Milliacken zu erzielen. Auf dieser Grundlage
ist der schon mitgeterlte Tarif aufgebaut. Der Reichsrat hat
anerkannt , saß es schlüssige Unterlagen für die AufstellnuE
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%ti Tarife» im Sinne des tz i des Gesetzes über Änderungen
. im Finanzwesen nicht - gibt . Er war aber der Auffassung , daß
. bei Abschluß deS Steuerkompromiffe » die eine Milliaede Gold»
« ark für das Äußerst« angesehen worden sei , daS unter Be.
rückfichtigung der übrigen Belastungen aus dem deutschen
Wirtschaftsleben noch herausge ^ogen werden könne . Der
Reichsrat war der Auffassung, daß , wenn auch unmittelbare
Rüctzahlungen der über eine Milliarde Goldmark hinauS»
gehenden Beträge nicht in Frage kommen , den Interessen der
Pflichtigen doch insoweit entgegenzukommen sei , das, sie be¬
rechtigt sein müßten , bei der nächsten freiwilligen Anleihe,die über kurz oder lang doch kommen müsse , die im Verhält «»
nis des Gesamtertrages der Zwangsanleihe zu 60 Milliarden
Mark überzeichnet«« BetrS»e an Zwangsanleihe zum Renn «
wert in Schuldverschreibungen der freiwilligen Anleihe um.
zuwandeln . Um aber diesen komplizierten Apparat nicht schonbei geringfügigen Überschreitungen anzuwenden , soll dieses
Recht der Pflichten erst dann gegeben sein , wenn die Ein »
nahmen aus der Zwangsanleihe den Betrag ^ )on 60 Milliarden
Mark um mehr als 10 v . H . über steigen . Die Regierungtat geglaubt , von einer Vorschrift für den Fall , daß die
Zwangsanleihe mehr als die im § 1 des Gesetzes über An.
derungen im Finanzwesen festgelegtr Milliarde erbringt , im
gegenwärtigen Augenblick absehen und diesen Fall erst dann»wenn er eintritt , regeln zu sollen. Sie ist daher dem Reichs »
rat nicht beigetreten .

Noch ein Dambncher GedenKkest .
Aus Neustadt a . H . berichtet die „Frff . Ztg .

" : Nun hat fPfingsten,auch die Sozialdemokratie ihr Fest auf dem Hamba» -
cher Schlöß.' gefeiert , das vor allem von der Arbeiterjugend
außerordentlich zahlreich besucht war . Landtagsabgeordneter
Ackermann (Augsburg ) sprach von der Geschichte der Fürsten »
Herrschaft in Deutschland. Die Wittelsbacher seien ein Jahr »
hundert hindurch Sklaven des französischen Absolutismus ge.
wesen . Wenn fie heute wieder den Thron besteigen wollten,könnten sie das auch nur als Vasallen Frankreichs tun . Wenn
es dem Bürgerturn 1832 inöglich gewesen wäre , die Gedanken
von Hambach durchzusctzen , dann würde damals schon Deutsch ,
land Republik geworden sein , wir hätten ein freies Europa und
keinen Weltkrieg gehabt. Auch die Sozialdemokratie sei bereis 1
tigt , des Hainbacher Festes zu gedenken, denn sie wurzele im
Boden der Heimat und sei getragen von einem geläuterten Na¬
tionalgefühl , das auf friedliches Zusaminenstehen aller Völker
sich richte . Dann mahnte der badische Staatsrat Warum , eS
könne die Zeit komrnen , wo die Republik nicht mehr bloß mit
Volksfesten zu verteidigen sei , sondern wo es wieder hart auf
hart gehe . Frankreich habe dreimal ansetzen müssen , bis seine
Politik Bestand erhielt . Die Fürsten sollten sich gesagt sein
lassen, daß jeder Versuch der Rückkehr blutigen Bürgerkrieg
bedeuten werde.

Die steigende Teuerung .
Die vom statistischen ReichSamt auf Grund der Erhebung

über den Aufwand für Ernährung , Wohnung, Heizung und
Beleuchtung einer fünfköpfigen Familie berechnete Indexziffer
für die Lebenshaltungskosten ist im Durchschnitt deS Mai auf
3462 gestiegen. Das bedeutet gegenber dem Vormonat «ine
Steigerung von 9 Prozent . Von März auf April betrug die
Steigerung 20,3 Prozent . Die Ernährungskosten zeigen im
Mai eine geringere Steigerung , als die Gesamtausgaben , und
zwar um 7,4 Prozent . Wesentliche Preiserhöhungen zeigten
wiederum Brot , Nährmittel Fleisch , Zucker und Fett . Brenn »
stoffe , besonders Kohlen und Briketts , find weiter stark im Preis
gestiegen . Auch die Preise für Gas und elektrischen Strom find
fast überall heraufgesetzt worden.

Ikurze polit. fiacbricbten .
* Deutschland und der Völkerbund. In der Schlußsitzung des

Kongresses der Bölkerbundsligen wurde über die Aufnahme
Deutschlands in den Völkerbund folgende Entschließung ein»
stimmig angenmnmen : „ Auf französische Anregung hat sich der
internationale Verband der Völkerbundsligen wiederholt für
die unverzügliche Aufriahme Deutschlands in den Völkerbund
ausgesprochen in der unerschütterlichen Überzeugung, daß eine
ersprießliche Friedensarbeit nur mit der gleichzeitigen Mitar¬
beit Deutschlands erhofft werden kann . Diesem Kommissions,
antrag schließen sich abermals sämtliche Delegierte an und ein-
stiuimig beschließt die Generalversammlung , durch ihre Kom»
Mission alles Mögliche zu tun , um die beschleunigte Aufnahme
Deutschlands in den Völkerbund zu erwirken.

"
Der »erbotene Deutsche Offiziersbund . Das französische

Kriegsgericht in Mainz verhandelte gegen siebzehn frühere
deutsche aktive Offiziere , darunter einen Generalleutnant , we¬
gen verbotener Zugehörigkeit zum Deutschen OffizierSbund,der bekanntlich durch eine Verordnung der Rheinlandskommis,
fion verboten ist . Die Betreffenden hatten die Ortsgruppe
Wiesbaden des Offiziersbundes nicht aufgelöst. Das Urteil lau¬
tete gegen den Vorsitzenden der Ortsgruppe Wiesbaden, Dtajor
Jürgen , auf drei Monate Gefängnis und 5000 M . Geldstrafe,
gegen den flüchtigen Schriftführer , Oberleutnant Graef , in
Abwesenheit auf vier Monate Gefängnis und 4000 M . Geld»
strafe. Gegen zwei weitere flüchtige Mitglieder auf je einen
Monat Gefängnis und 3000 M . Geldstrafe , gegen djc übrigen
Angeklagten auf je 3000 M. Geldstrafe.

Die Ermordung Lrzbergers
vor Gericht.

DZ . Offenbar «, 8 . Juni 1922 .
Der zweite Sitzungstag beginnt mit der ausführlichen gut.

«chtlichea Äußerung des GerichtSihemikerS Dr . Popp aus
Frankfurt a. M„ der vor allem das am Tatort aufgefunden «
Blut untersucht hat und in seinen Ausführungen über den
Mord selbst sich wesentlich an das anschließt, was am ersten
Berhandlungstag der Bezirksarzt von Oberkirch festgestellt
hatte.

Dann beginnt die Vernehmung einer ganzen Gruppe von
Zeuge«, die am 26. August im Gebiet des Tatortes sich aufge¬
halten hatten . Einer dieser Zeugen erzählt , daß er am 26 . Au¬
gust morgens mit einem leeren Wagen über den Kniebis >ze-
kommen sei und auf der Knicbisstraße etwa um halb 11 Uhr
zwei gut gekleideten Herren begegnete, von denen einer eine
Landkarte trug . Er hat auch zwei ältere Herren getroffen, vondenen er als einen später den Abgeordneten Diez kennen lernte .
Auf dem ganzen Weg von der Alexanderschanze bis Griesbach
ist er niemanden begegnet, außer diesen beiden Paaren von
Herren . Ein anderer Zeug«, der als Straßenwart auf der
Kniebisstraße arbeitete , und sich ganz genau einen Kilom. vom
Tatort entfernt aufhielt , sah 2 junge Leute die Sraße her¬
aufkommen. Da , wo er arbeitete , macht die Straße eine
scharfe Kurve . Die beiden Leute riefen den Straßenwart von
tmten an und fragten , wohin die Straße führe . Auf die Ant¬

wort, daß das die KniebiSstraße sei . fragten fie, wie weit eibis dorthin 'fei. Sie bekamen als Antwort , daß " es noch eine
Stunde Weges fei . Darauf kehrten fie wieder um und gingendie Straße hinunter . Dieser Vorgang spielte sich gegen 11 Uhrab . Der Straßenwart hielt diese beiden Leute für Kurgäste,die wegen des Regenwetters nicht weiter gehen wollten. Er
hält sie für ungefähr 25 Jahre alt . Sie hatten hochdeutsch ge.
sprachen . Nach einer Viertelstunde hörte der Straßenwart kurzhintereinander zahlreiche Schüsse fallen . Etwa 8 Schüße glaubter bestimmt gehört zu haben, denen gleich darauf zwei weitere
folgten . Der Straßenwart glaubte , die Passanten , mit denen er
eben gesprochen habe, machten sich aus dieser Schießerei ein
Vergnügen . Der Straßenwart hat an diesem Tage außer den
beiden jungen Leuten nur den Wagen gesehen und mit dessen
Kutscher gesprochen . Sonst hielt sich wegen des schlechten Wet.
ters nieinand auf der Kniebisstraße auf . Erzberger und Diez
waren auf ihrem Spaziergang nicht bis zu dem Kilometerstein
15 gekommen , wo dieser Straßenwart arbeitete .

Bon der KniebiSstraße zweigt ein vom Schwarzwaldverein
begonnener , ober noch nicht ganz ausgebauter Waldweg ab,der .Brünnelesweg " heißt . An ihm hielten sich einige Holz,arbeiter auf . Zwei von ihnen erinnern sich, daß zwei jungeLeute auffällig rasch daher kamen, die sie nun in bezug auf
Kleidung und Aussehen beschreiben . Der eine der Holzarbeiterwill zu seinem Mitarbeiter gesagt haben : Wenn dre zwei auf
diesem Weg weitergehen, so werden sie bald wieder kommen,weil der Weg ja gleich wieder aufhört .

Noch weiter der Höhe des Kniebis zu war ein Wegwart tätig ,dem ebenfalls zwei junge Leute begegneten, die sich .nach dem
Weg erkundigten. Sie fragten vor allem darnach, wohin dieser
Weg führe . Der Kleinere von ihnen sagte, sie seien vom Roß»
bühl gekommen, was natürlich unmöglich ist, weil der Roßbühl
genannte Teil des Kniebis ganz im Norden des Gchbirgsstockes
liegt, während die Beiden von Süden her erst auf die Höhe
des Massivs hinauf wollten.

Besondere Bedeutung kam aber der Vernehmung des Eisen¬
bahninspektors Jung aus Ludwigshafen zu. Jung war am25 . August mit seinem Sohne in Oppenau angekommen und
begab sich zum Übernachten ins Gasthaus zum . Hirschen" . Ei
nahm das Abendessen gemeinsam mit zwei jungen Herren ein,die am gleichen Tische saßen. Am anderen Morgen begab er
sich mit der Absicht, nach Freudenstadt zu gehen, ins Gastzim¬mer . Dort sagte man ihm, daß die beiden jungen Herren , wie
alltäglich, schon in aller Frühe weg gegangen seien. Jung hatin , Gasthaus zur „Zuflucht "

gegessen . Um halb 2 Uhr
verließ er dieses Gast haus wieder. Er schlug nach etwa
400 Meter einen Seitenweg ein, der durch den Wald führt .Bald begegneten ihm wieder die beiden jungen Herren . Es
entwickelte sich ein Gespräch, wobei die Beiden erzählten , sie
seien über Maisach heraufge- .mmcii . Maisach liegt westlich des
Kniebis-Döafsivs , während der Weg, auf dem man sich traf ,von Osten nach Westen führte . An der Karte , die Jung bei sichhatte , wurde der nächste Weg nach Oppenau gesucht . Die Her-
ren sagten, ihre Ferien seien jetzt zu Ende, sie wollten aber
noch an den Bodensee. Der Zeuge berichtet dann ausführlichüber das Aussehen und die Bekleidung der beiden Herren .
Obwohl er im Gasthaus . Zuflucht" gehört hatte, daß telepho-
nisch gemeldet worden sei, Erzberger sei ermordet , sprach er mitden beiden Herren nicht darüber , weil am Vorabend auch in
Oppenau das Gercht verbreitet war , Ebert sei ermordet worden.

Frau Suter sagte aus : Ich saß in meiner Wohnung am
Fenster , wo ich zwei junge Leute sah, Mer deren Äußeres ichnichts genaues sagen kann . Der Dunkle hatte einen Mantel
auf dem Arme . Sie hMen nichts mit mir gesprochen . Sie gin¬gen langsam , zeigten aber dabei in ihrem Äußeren große Aufge¬
regtheit . Der Klein« war sehr zappelig, er schaute hinter sich,als ob jemand hinter chm herschaute. Es fiel mir auf, daß
fie sehr verschück-trt waren .

Frau Spinner aus Oppenau : Ich habe zwei junge Leuteetwa um 4 Uhr vom Berg herunter kommen sehen . Den Grö-
ßeren habe ich nicht betrachtet. Der Kleine, den ich beobachtete ,trug ' Sportanzug und Sportstrümpfe . Er trug auf dem Arm
einen Mantel . Ich habe nicht mit ihm gesprochen. Ich nahman , daß sie zusammengehören . Der Kleine war sehr aufgeregt .
Ich wußte damals noch nichts von dem Morde . Als sie ins
Haus zurückkehrten, sagte ich sofort : Ist der Mensch aber auf -
geregt ! Die Beiden kamen von der Zuflucht herunter .

Zeuge Postbote Josef Huber in Oppenau : Ich schaute aus
dem Fenster und sprach mit Frau Huber über den Mord . Dann
kamen zwei junge Leute, die ein sehr verstörtes Aussehen bat -
ten . Sie müssen anscheinend von unserer Unterhaltung gehörthaben . Als ein Mädchen aus einem Hause lief, sah sich einer
von ihnen um . Über den Gesichtsausdruck der Beiden kann ich
nichts sagen. Sie trugen Touristenkleidung .

Kriininaloberinspekior Rückert aus Stuttgart , der die Un¬
tersuchung mitführte , erzählte , was er bei seiner Anwesenheit
am Tatorte von den Leuten erfahren hatte .

Der B»rsitze«de bespricht an Hand der Karte die Zeugenan¬
sagen in kurzen Ausführungen Mer den Weg, den die der
Tat Verdächtigen bei ihrer Rückkehr von der Zuflucht nach Op.
penau genommen haben muffen.

Kriminaloberinspektor HaSlacher äußert sich ergänzend über
Einzelheiten des Tatortes . Gegen 12 Uhr trat die Mittagspauseein.

Der Vorsitzende macht bekannt, daß am Freitag die Lokal -
trrminr stattfinden werden. Außer dem Gerichtshof und den
Geschworenen nehmen an dem Lokaltermin der Angeklagte mit
seinen Verteidigern teil.

In der RachmittagSfitzung ist zunächst LandgerichtSrat
Eggler vernommen worden , der als Untersuchungsrichter »«.
mittelbar nach der Tat dir erste» Erhebungen und Verneh.
mnngen vorgenommen hat .

Dr . Popp wird noch einmal über die Patrone « gehört , die
bei der Tat Verwendung fanden . Es handelt sich um Geschossevon 9 Millimeter und solche von 7,66 Millimeter .

Der Vorsitzende hält dem Angeklagten vor, daß in seiner
Wohnung unverbrauchte Grschoffr dieser Art gesunde« worden
seien , die übrigens auch dieselben Ziffern und Zeichen ge¬
tragen hätten . Es waren hauptsächlich Geschosse, die im Sep -
tember 1918 hergestellt waren . — Der Angeklagte Killinger
sagt, er könne sich das nur so erklären , daß diejenigen , die das
Attentat vollbracht haben , durch Zufall Geschosse derselben '
Herkunft bei der Abwicklung der Armee bekommen hättenwie er.

Die Zeugenvernehmung verliert sich dann durch die Aus¬
sagen einer Reihe von Damen , die in Griesbach zur Kur
weilten und in den Tagen vor dem Attentat auf einem Höhen- \
weg gegenüber dem Kurhaus zwei junge Herren beobachtet j
haben , die verschiedentlich hin und her gegangen sind. Hierzu jgehörten Fräulein Bahl aus Duisburg , Frau Zimmer aus !
Offenbach, Frau Wirth auS Mannheim und Frau Morsch aus !
Rinklingen . Einige Kriminalkommissare bestätigen die An¬
gaben über die Möglichkeit, von diesem Höhenweg aus in oie
von der Familie Erzberger bewohnten Räum « hineinzusehen.

Der dis dahin äußerst ruhige und sachliche Verlauf deS
zweiten BerhandlungStages wird wesentlich verändert durch die
äußerst sensationellen Schilderungen des Kriminaloberinspek¬

tors Schuinnachrr au- Kar . ec . che» der « e Erhebungen „ft*otn
Aufenthalt der Erzbrrger -Wörder tn Budapestvorgenommen hat .

Er schildert den Vorgang folgendermaßen : Mit dem JfefcmrnaKommissar Rückert bekam ich den Auftrag , nach Buh «Pest zu gehen. Wir find hinunter gefahren und haben dorternen Reichsdeutschen namens Kahn vernommen . Diese«hatte anf der Straße gesehen, wie zwei junge Leute an einen,ZertungSkroSk die „Bofftsche Zeitung " kauften . Er hat zufälligneben andern Zeitungen auch die . Bvssifche Zeitung " gelaustund folgte den beiden jungen Männern in ein« Frühstücks,stube. Dort zeigte der eine von ihnen dem andern eine Not»über die angebliche Verhaftung eines gewiffen Tilleffen, derin Dresden sich fieiwillig gemeldet haben soll. Allerdingszeigte sich später, daß jener Selb,'tbeschuldiger lediglich rotMärchen erfunden hatte . Kahn las in seinem Exemplar der
„Bossischen Zeitung " dieselben Zeilen und hegte gleich denVerdacht, daß die beiden jungen Leute die gesuchten ErzbLr-
ger-Mörder seien. Längere Zeit hindurch hatte Kahn di«Spur verloren ; endlich fand er sie wieder am 20 . Dezember .Vorher hatte er in emer Zeitschrift die Bilder der Mörder
gesehen. Wieder gingen sie in dieselbe Frühstücksstube . Kahnerkannte sic genau . Sie gingen von dort aus nach enHaupttelegraphenamt . Der größere der beiden blieb draußen »während der Kleinere ein Telegramm aufgab . Kahn beMach¬tete die Abgabe des Telegramms . Da der Kleinere sich ineiner Schlangenlinie anstellen mutzte, ging Kahn hinaus , um,
nach dem andern zu sehen. Das Telegramm wurde 10 Uh«30 Minuten aufgegeöen . Dem Kahn war es nicht klar, ob erdie Polizei rufen solle öder nicht . Die beiden bestiegen eine
Straßenbahn auf der vorderen Plattform , während Kahn aufder hinteren Plattform sich aufhielt . Er verlor die beidenaus den Augen. Darauf begab er sich nach der deutschenGesandtschaft und erstattete Anzeige. Von dort aus ging ein
Herr mit ihm zur Budapcfter .Polizei . Rach drei bis vier
Tagen erkundigle sich Kahn wieder auf der Gesandtschaft nachdem Erfolg der Anzeige. Man konnte ihm keinerlei Auskunstgeben. Darauf schrieb Kahn nach Berlin , weil er nicht
wußte , daß die Staatsanwaltschaft in Offenburg zuständig iei.Nachdem wir nach BMapest gekommen waren , gingen auchwir zur deutschen Gesandtschaft und zur Budapester Polizei .Wir kamen zu verschiedenen Stellen . Wir haben auch daS>
Telegramm ermittelt . Es ist von der Hand TilleffeoS ge¬
schrieben und hat folgenden Wortlaut :

„Adolf 'Müller Rechtsanwalt München Otto nimmt Ein¬
sicht. Hans ."

Man erfuhr , daß die beiden ein Zechgelage im Hotel Aston »
veranstaltet hätten . Wir suchten alle Friseure in der Um»
gebung des Hotels Astoria auf , weil wir uns sagten, daßdie Friseure die Gesichter ihrer Kunden am besten kennen.
Endlich fanden wir den Friseur , bei dem sich die beiden zweimal rasieren ließen . Der Inhaber des Geschäfts und ein Ge-
Hilfe erkannten die beiden. aus den Bilhern wieder . Sie
sagten aber auch, daß noch ein dritter Herr stets mit ihnen
gekommen sei . Es hieß , sie seien Flüchtlinge aus Rußland .Der Friseur sagte weiter , Tillessen hätte sich kurz zuvor für6000 Kronen einen neuen Mantel gekauft. Die Kriminalisten
gingen dieser Spur nach und suchten alle Schneidereien ab und
fanden schließlich ein Geschäft, deffen Inhaber sofort den
Tilleffen aus dem Bild wieder erkannte . Dieser Kaufmannwies darauf hin , haß zu der Zeit , wo die beiden sich bei ihm
befanden , ein Dritter vor dem Geschäft auf - und abgegangen
sei. Der Hausdiener mußte den Mantel nach dem Hotel
„Erzherzog Alexander" bringen . Dort wurde nach den beiden
gefahndet . Dort hatte sich Tilleffen mit dem Namen Trost
eingetragen . Weiter ließ sich Tillessen einen Anzug unferti¬
gen, der nach dem Hotel „Exrelsior" gebracht werden mußte .

Es ist festgestellt worden , haß in der Nacht vom 8 . auf den
9. September drei Herren mit Rucksäcken sich dort aufgehal -
ten haben . Sie haben sich mit folgenden Namen eingetragen :
Stechring , Schwind, Hochberger. Am andern Morgen sind sie
bereits wieder abgereist. Am 20. November sind sie wieder
auf zwei Tage gekommen. Der Hotelportier erkannte fie aut ! ,
der Photographie wieder.

Sie wohnten ferner hin und wieder im Hotel „Esplanade "'»
„Savoy " und im „Parkhotel " . Im „Esplanade " wohnten fl«
wieder vom 1. bis 12. Dezember . Tilleffen hat sich wieder
als Trost eingetragen . Die Zimmerfrau hat mitgeteilt , daß
die beiden Deutschen auf ihren Nachttischen Revolver hätten
liegen lassen. Der zuständige Polizeibeamte kam. Er fragte
nach den Papieren . Sie sagten fie seien Flüchtlinge auS
Odessa und befänden sich auf einer Studienreise . Er nahnt
die Paffe und die Waffen zu sich. Auf eine telephonische An»
frage an die Polizeibehörde wurde ihm mitgeteilt , wenn sonst
nichts gegen die Leute vorläge , so sollen ihnen die Waffe »
und Päffe wieder zurückgegebe « werden. Der Beamte tat
dies. Er kannte die deutschen Revolver und sagte, der ein«
sei ein 9 Millimeter -Revolver gewesen, der andere etwach
kleiner . Die Fremdenmeldezettel in den verschiedenen Hotell
find erhoben worden .

Vom 10. bis 22. Dezember wohnten sie zum zweiten Mal
im „Parkhotel "

. T "ic Zimmerfrau dort erzählte , daß zwei
Kriminallisten gekommen wären , die aber nicht deutsch
sprechen konnten. Deshalb nmßte die Zimmerftau Dolmetsch
spielen Die Päffe , die die Beiden vorzeigten , wurden. zu»
rückgegeben , weil auf Grund einer telephonischen Anfrage
mitgeteilt wurde, daß gegen die Träger der in Pässen einge¬
schriebene « Herren nichts »orliege. Jntereffant ist , daß der
Kriminalist , der im . Parkhotel " die Päffe ansah , sich darüber
belehren lassen mußte , daß die im „ Esplanadethotel" vorge¬
zeigten Pässe sich nicht miteinander deckten. Trotz eines Ver¬
dachts deS Kriminalbeamten telephonierte die Oberstadthaupt »
Mannschaft, man solle die Beiden wieder frrilaffrn . Die Zim¬
merfrau erzäblte , daß bald nach dem Weggang dieser Krimi¬
nalisten ein Herr zu den Beiden gekommen sei , man hohe
die Zimmertür von innen geschloffen und

_ ungefähr eine
Stunde verhandelt . Schulz und Tilleffen hätten darauf er»
klärt , sie mühten sofort abreisen . Das war am 22 . Dezema
ber . Wohin sie gegangen sind weih man nicht .

Die deutschen und ungarischen Kriminalisten haben noch
eine Reihe von ungarischen Städten abgesucht, ohne die Beide»
zu finden.

Weiter sind in einem Budapester Bordell verschiedene Mäd »
chen vernommen worden, die ans den Bilder « Schulz und .
Tilleffen wieder erkannten . Schulz hat den Mädchen gegen-
über erklärt , er sei aus Saalfeld . Als Tilleffen nach seiner
Narbe auf der Rase geftagt wurde , erklärte er, er habe sich
als Student geschlagen .

Als die Vernehmung dieses Kriminalisten beendet war , er»
klärte der eine der beiden Verteidiger KillingerS, es ließe sich diese
Beweisaufnahme verkürzen , da die Berteidigung nicht bestreite»
daß Schulz und Tilleffen in Budapest seien.

Der Zeuge Peter Saedler , Priester der Gesellschaft Jesu ,
aus Essen , sagte aus , daß er mit Erzberger sehr viel spazieren
gegangen sei, jedoch niemals allein . Stets seien Frau Erz¬
berger und Erzbergers Kind mitgegangen . Erzberger und er .
seien stets vorausgegangen , während die beiden Familienmit »
glieder in,. kleiner Entfernung folgten. Die Spaziergänge
seien in der Regel nachmittags erfolgt und zwar jeden Tag .
« uf die Frage des Vorsitzenden, ob er irgend etwa beobachtet
hübe , daß Erzberger verfolgt würde, antwortete der Zeuge :
»Nicht das Gerinaftek "
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vJDet Vorsitzende händigt dann den Geschworenen eine Skizze
Aber die Aufenthalte Erzbergers in den Augusttagen 1921
sowie über die Vorgänge , über welche die Zeugen ausgesagt
haben zur Orientierung aus .

Der Zeuge Waldvogel berichtet über seine Erhebungen tn
Saalfeld , dem Geburtsorte des Schulz . Er fand dort einen
Frachtbrief , auf welchem eine Holzkiste an die Mutter des
Schulz aus München gesandt worden war . Er stellte ferner
fest , datz Tilleffen ebenfalls einmal bei Schulz am 5 . August
genächtigt habe. Schulz dagegen zweimal bei seiner Mutter
übernachtet habe. Am K. August seien Beide nach Berlin ge¬
fahren .

Frau Gogel au » Stuttgart berichtet über ihre Beobachtun.

S
en, die sie machte , als Schulz und Tilleffen in ihrem Gasthof
bernachteten. Inspektor Rückert über feine Feststellungen

in einer Stuttgarter Wäscherei, in welcher die Beiden wäh.
rend ihre Stuttgarter Aufenthaltes bei Gogel ihre Wäsche
waschen ließen.

Um *46 Uhr wurde die Sitzung geschloffen .
Am Freitag finden die Lokaltermine statt .

Radiscke 'Aebersicbt .
Lrleicbternng des GrenzverKebrs.

Die Stadtverwaltung Lörrach hat auf Anregung von Lör»
racher Geschäftsleuten beim Ministerium des Innern eine
starke Lockerung des Grenzverkehrs und eine völlige Beseiti¬
gung der Frankenabgabe für Ausfuhrwaren rm kleinen Grenz -,
verkehr gefordert . Zu diesem Vorgehen der Stadtverwaltung
Lörrach hat nun der Allgemeine freie Angestelltenvund im
Bezirk Oberbaden folgende Resolution beschlossen :

.«Die am 28 . Mai 1988 in Säckingen tagende Bezirksver -
treterversammlung des Allgemeinen Freien Angestelltenbundes
-bezirk Oberibaden nimmt mit Bedauern davon Kenntnis , datz
leiteng der Stadtverwaltung Lörrach eine Eingabe an das
Ministerium gerichtet werden soll mit dem Ziel , eine wesent¬
liche Erleichterung des Greftzverkehrs zu befürworten . Die
Versammlung weist darauf hin . datz nicht nur der Oberrer -
« ische Bezirk, sondern das ganze badische Land durch den
Fremdenverkehr eine den übrigen Reichsteilen gegenüber un¬
geheure Steigerung der Kosten der täglichen Bedarfsartikel ,
« >sbesondere der Lebensmittel , erdulden mutz. Die Entwich ,
lung dieser Steigerung ist noch nicht abzusehen . Eine in bie-
sen Zeiten einsetzende Lockerung der Beschränkungen des klei¬
nen Grenzvertehrs würde nicht nur die wirtschaftliche Not
der grotzen Masse der Bevölkerung in den Grenzgebieten wei¬
ter ins Unermeßliche steigern , sondern unzweifelhaft auch allge¬
mein zu einem Ausverkauf der wichtigsten Bedarfsartikel durch
dalutaftarke Käufer und Konsumenten führen .

Die Vertreter der gesamten oberbadischen freigewevkschaft-
kichen Angestelltenschaft legen deswegen schärfsten Protest gegen
die Absicht ein , die Beschränkungen des Keinen Grenzverkehrs
gu vermindern und ersuchen die Regierung , alle darauf gerich¬
teten Bestrebungen bis auf weiteres unbedingt abgulehnen ."

Bronsularisckie Vertretung Argentiniens .
Nachdem Herrn Ernefto Regensburger als argenti¬

nischem Bizekonsul in Karlsruhe namens des Reichs das Exe¬
quatur erteilt worden ist, wird er zur Ausübung konsularischer
Befugnisse in Baden zugelaffen.

Hrurze Oackricbten aus Baden .
PerkehrSfperren .

Gesperrt ist Annahme von Frachtstückgut nach München«
IGlodbach Ort und Umladestelle, sowie Eil - und Frachtgut
IlStückgut und Wagenladungen ) an Vulkanwerke Bahnhof Bul -
Fm-Bredow.

DZ . Pforzheim , 7. Juni . Wegelagerer überfiele « am
t . Pfingstfeiertag in der Nähe der Straße Höhloh—TeufelS -
Duihle einen etwa 20jährigen Ausflügler aus Maulbronn ,
wohnhaft in Pforzheim und beraubten ih« feines ganze» Be-

BleS . Die Strolche , wahrscheinlich waren eS drei , hielten
n jungen Mann rechts und links fest , während ein dritter

Ihm ein Tuch mit einem Betäubungsmittel vor das Gesicht
»rückte . Darauf knebelten sie ihn und beraubten ihn . Er
tvprde in bewußtlosem Zustande aufgefunden und wäre sicher.

S, wenn die Rettung eine Viertelstunde später gekommen
ce, erstickt aufgefunden gewesen. Die Räuber erbeuteten

fcfcfa na M ., eine llhr , einen goldenen Ring und andere
Weinigkeiten .

Badische Gemeindeschsu.
Badischer Gemeindebeamteutag in Mannheim am

20.—22. Mai 1922.
(Schlutz) .

Als 2. prunkt der Tagesordnung referiert Verbandsdirektor
Veiler - Karlsruhe über das

Fürsorgegesetz für Gem ein d e b eam te .
Wir geben im Nachstehenden auch dieses Referat in seinen

Kernpunkten wieder, indem wir gleichzeitig auf den vom Mi¬
nister best Innern angekündigten und gestern von uns in fei¬
ne» wesentlichsten Inhalt nebst Begründung bekanntgegebe¬
ne» Vltwurf einer AbänderungSgesetzes zum
Badischen Fü rf org eges etz für Gemeinde -
» nd Körperschaftsbeamte Hinweisen. Verbands »
»irektor Weiler fuhxte u . a . auS :

Bor genau 8 Jahren — am 24 . Mai 1914 — haben die badi¬
schen Gemeindebeamten Badens auf dem ersten hadifchen Ge.
meindebeamtentag in der Festhalle in Karlsruhe erstmals ge¬
meinsam Stellung genommen zur Verbefferung des Fürforge -
gesetzes . Wir können heute leider nicht behaupten , datz uns ein
durchschlagender Erfolg auf diesem Gebiete beschieden war .
Der Bortvag unserer diesbezüglichen Wünsche ist mit eine der
Hauptursachen der heutigen imposanten Tagung .

Bevor wir das eigentliche Gebiet behandeln , wollen wir unS
ganz kurz mit dem eigentlichen Wesen unserer Beamten «
stellujng einigermaßen befaffen. Wir Beamte find — ich habe
dies in den einleitenden Worten bereits bemerkt — von unse¬
ren Mitbürgern erwählt und ernannt , um ihnen die Ordnung
in Reich, Staat und Gemeinde zu sichern und das Zusammen -
leben zu ermöglichen. Der öffentlich-rechtliche Charakter von
uns Beamten als Diener der Gesamtheit , bringt es mit sich,
»atz wir dieser Gesamtheit , in welcher wir selber Glieder find,
«uf einer anderen Grundlage begegnen, als dies der private
Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber gegenüber zu tun vermag .
Wenn man unS die Rechte des freien Arbeitnehmers versagt ,
so hat daS Volk uns gegenüber besondere Pflichten zu erfüllen .
Zu diesen besonderen Pflichten gehört der Unterhalt im Dienst ,»as Auskommen im Ruhestand, wenn unsere Kräfte nicht mehr
«uSreichen , um unser tägliches Brot zu verdienen und der
Unterhalt unserer Angehörigen, wenn wir vorzeitig ableben .

Dies . trifft für alle öffentlich- rechtlichen Beamten zu. Di«
Frage ist nun die : Ist der Gemeindebeamte öffentlich-recht¬
licher Arbeitnehmer oder nicht ? Die Gesetzgebung und wir
bejahen diese Frage . Die Gemeindebeamten stehen im Dienste
der Gemeinden, die die Säulen des Staates und des Reiches
bilden . Der Gemeindebeamte ist in sehr vielen Fällen der
Vollzieher der Gesetze . Außer dem Gesetzgeber find die Voll¬
strecker des BvlkswillenS notwendig ; ohne Vollstrecker d«S
Volkswillens sind die Akte der Gesetzgebung wertlos ; ohne
Gemeindebeancke find die Aufgaben der Gemeinde nicht zu
erfüllen , ohne Gemeindebeamte ist die Staatsverwaltung ohn¬
mächtig .

Wir Gemeinbebeamte verlangen daher mit Fug und Recht
Gleichstell ung mit den Kollegen von Reich und Staat . Man
hat uns unter das Sperrgesetz gestellt und damit zum Aus¬
druck gebracht, datz unser Anstellungsverhältnis ein öffentlich-
rechtliches ist . Private Löhne find der Einwirkung durch den
Gesetzgeber nicht unterworfen . Man mutz in dieser Konsequenzuns , die wir den unangenehmsten Teil der Aufgaben öffentlich-
rechtlicher Art zu erfüllen haben und die wir beim Vollzugder Anordnungen der Staats - und Reichsbehörden dem Un¬
willen der Bevölkerung am meisten zu ertragen haben, mit den
Kollegen von Reich und Staat in eine Linie stellen. Dies istein Akt der Billigkeit und Gerechtigkeit, dem sich auf die Dauer
keine Verwaltung , auch keine Gemeind« entziehen kann und
darf . Ist dies in Baden erreicht? Ich sage «Nein " ! Wie sindbei uns in Baden die Verhältniffe gelagert ? Nach § 71 Ziffer 4
der Gemeindeoednung haben die Gemeindebeamten soweit sie
hauptberuflich beschäftigt sind, für die Fälle der Dienstunfähig -
keit infolge körperlicher ober geistiger Schwäche oder der Voll-
endung des 68. Lebensjahres Anspruch auf Ruhegehalt Und
im Falle des Todes Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung .Der Anspruch «uf Ruhegehalt und Hinterbliebenenfürsorge istin den Städten durch Satzung zu regeln . In den übrigenGemeinden richtet er sich nach den Bestimmungen des Für¬
sorgegesetzes für Gemeinde und Körperschaftsbeamte. Über die
Höhe des Anspruches sagt die Gemeindeordnung nichts. Durch
Gesetz vom 8. Oktober 1921 sind die Gemeinden hinsichtlich
ihrer Beamten , Bürgermeister und besoldeten Gemeinderäten
und deren Hinterbliebenen verpflichtet, ihren im Ruhestand
befindlichen oder in diesen übertretenden Beamten oder deren
Hinterbliebenen , wie auch den Hinterbliebenen von Beamten ,die durch Ableben aus dem Dienste scheiden, zu den Versor¬
gungsbezügen angemessene Teuerungszuschläge zu gewähren ,soweit die Versorgungsbezüge einschließlich der etwa von an -
derer Seite zu zahlenden Teuerungszulagen zur angemessenen
Versorgung nicht auSreichen. Bei keinem Reichs- und Staats¬
beamten wird auf die persönlichen Verhältnisse irgend welche
Rücksicht genommen. Wir stehen auf dem Standpunkt , datz sichdas Ruhegehalt und die Hinterbliebenenversorgung als ein
einbehaltener Gehaltsteil darstellt, der je nach dem Grade der
Erwerbsunfähigkeit oder des Ablebens fällig ist .

Ist welcher Weise wird in Baden dem Vollzüge dieser Ge¬
setzesbestimmung Rechnung getragen ? In Baden besteht eine
Fürsorgekaffe für Gemeinde- und Körperschaftsbeamte. Dieses
unselige Erbe Hat die jetzige Regierung angetreten . Die Für¬
sorgekaffe soll »Ine Versicherungseinrichtung sein . Grundsätze
für Versicherungseinrichtungen sind ein einfaches Beitragsver -
fahren und ein« einwandfreie, genügende Versorgung . Beides
ist leider bei der Fürsorgekaffe nicht der Fall . Wenn
die Fürsorgekaffe heute mit irgend einem privaten
Bersicherungsunlternehmen in den Wettbewerb treten
wiitztje, _ wenn ihre Mitgliedschaft nicht zwangs¬
weise wäre, dann würde sie bei den hohen Leistungen, die an
fie zu zahlen sind , und bei den geringen Gegenleistungen keinen
Mitgliederbestand haben. Ich glaube, daß die Zahl der Ver¬
sicherten an zwei Händen zu zahlen wäre .

Der Redner legte dann anhand von Zahlen und Beispielendar , datz die Gemeinden für die Kaffe sehr bobe Opfer zu
bringen haben, »hne eine entsprechendeGegenleistung für ihr«
Beamten dafür zu erhalten . So habe z . B . die Stadt Wein¬
heim jährlich 88400 M . für 78 Beamte zu bezahlen , während
ste für ihre 7 Ruhegehalts - und Witwengeldempfänger un¬
gefähr 8- 45000 M . von der Kasse erhalte und infolgedessenan die Berechtigten noch zirka 200 000 M . Zuschüsse zu zahlen
habe.

Wir Gemeindebeamte, so fährt der Redner dann
fort , wollen eine möglichst einfache , übersichtliche
und Kare Regelung unserer Ruhegehaltsverhältnisse
nach dem Grundsätze der Reichsbesoldungsordnung . Wir
sehen uns in »iefem Fall natürlich nach den übrigen Lan¬
dern um und fingen , ob diesesverwickelte System notwendig ist
oder ob nicht auf andere Art und Weise das verhältnismäßig ein¬
fache Problem der Ruhegehaltsberechtigung und Hinterblie -
benenversorgung gelöst werden kann. Redner schilderte im
einzelnen die Art und Weise, in der diese Lösung in Bayern ,in Preußen , speziell auch in der Rheinprovinz teils erfolgt »
teils angeftrebt wird und fuhr dann fortt

überall Ruhogehaltslaffen der Gemeinden und Beamten
unter paritätischer Verwaltung mit Umlageverfahren . Was
hier rechtens ist, mutz auch in Baden durchgeführr werden kön¬
nen . Ich will nicht darauf eiugehen, daß das Fürsorgegesetzin seiner neue« Fassung neben manchen Verbesserungen , die
wir anerkenne» wollen, noch manche andere Harten in sich
birgt ; das ist insbesondere die völlig ungenügende Versorgungder Bürgermeister , welche in Gemeinden von 800 Einwohner
auswärts wohlnachträglich beitreten können , wenn sie die nach¬
träglich vom Landtag in das Gesetz gebrachte Altersgrenze
nicht überschritten haben, .Härten infotze der Unmöglichkeit der
nachträglichen Anrechnungen von früheren Zeiten . Ichnehme an , datz nachdem die Gemeindebeamten monatelangaus die Voltzugsverordnung warten mutzten, und die recht¬
zeitige Anmeldung vorgesetzlicher Dienstzeit versäumten , daS
Mimsterium des Innern im Benehmen mit der Fürsorge -
kaffe von der Wahrung der Frist der rechtzeitigen Anmeldung
absieht. Ich verweise darauf , daß in allen übrigen Ländern
Verbände nicht öffentlich rechtlicher Art wie die Verbände der
Gemeinden , der Sparkassen , der Gemeindsbeamten ufto . ihreBeamten in die Fürsorgekaffe aufnehmen können, während der
Landtag diese« Anträge der Regierung durch eine einschrän¬
kende Auslegung des Ausschusses zum Nachteil dieser Ver¬
bände die Genehmigung versagte.

Diese Einzelheiten zu behandeln, ist Sache späterer Ber -
handungen . Aber der Hauptnachteil des Fürsorgegesetzes
liegt neben de« mnftändlichen Verfahren darin , datz nur ein
Teil der Städte und Gemeinden dem Fürsorgegesetz unter¬
stellt ist. Die Objektivität gebietet hier zu betonen , daß an
dieser Lösunĝ Negierung «nd Landtag «nschnldig sind . Die
Städte der Stndteordnung selbst haben nicht rechtzeitig die
Initiative ergriffen . Ich nehme aber an , datz nunmehr eine
Änderung eintmtl und hier Wandel geschaffen wird . Die
Städte werden sich bereit finden lassen , in einen Zweckoer¬band , der auf »em Umlageverftchren bericht, einzutreten und
dadurch ist un» Gemeindebeamten der Weg gezeichnet, den
wir zu gehen Haben. Wir verlangen in einer Entschließung ,die wir Ihnen zur Annahme vovlegen , die Gleichstellung oer
Bürgermeister und Gemeindebeamten in Beziehung auf die
Ruhegehalt - u»fc Hinterbliebenenversorgung mit den Beamten
von Reich und Staat , die Gründung eines Zwcckverbandes als
Körpersehast dop öffentlichen Rechts mit hem Zwecke gegen¬

seitiger Ausgleichung der Kosten- die den Gemeinden, durch di»
Versorgung von Beamten und Angestellten und ihreA Himer »bliebenen erwachsen. Wr haben nichts dagegen einzuwenden,wenn die Arbeiter in denjenigen Städten , in denen sic di«
RuhegehaltSberechtigung besitzen, hier eingeschloffen werden.Mr verlangen die Einführung des Umlageverfahren, -vir '
haben nichts dagegen einzuwenden , wenn beim erstmaligen -
Eintritt die durch das Alter erhöhten Risiken nach Maßgabeder westfälischen Kaffe mit höheren Beiträgen belastet -»er¬den. Wir beantragen , die paritätische Verwaltung durch Ver-
treler der Gemeinden und Beamten . Wir beaniragen den
Beizug der Organisation zu den Verhandlungen.

Wir hoffen, datz jetzt, nachdem sich in den breitesten Schuh-
ten der Bevölkerung, der Gemeinden und des Landtages di«
Unmöglichkeit der weiteren Belassung der bisherige» Zusiändq
durchgerungen hat, ganz klare und einwandfreie Arbeit ge-
leistch wird .

Der badische Landtag hat sich inzwischen wiederholt mit .der Materie beschäftigt. Den Gemeindebeamten sympalbischs
fst insbesondere der Antrag Frendenberg , Dr . Glöckner , Klai -
ber , l )r . Paasche, Rausch. Schön, Weber und Dt . Zehnter

'
vom 9. März 1988 , der beantragt :

„Der Landtag wolle beschließen , die Regierung zu er¬
suchen , nach Benehmen mit den Berbän - en der Gemein¬
den und Städte , sowie dem Zentralverband der Gemeinde»beamten im Landtag alsbald «inen Entwurf vorzulegen,der bei der Fürsorgekaffe an Stelle des Prämienverfah¬
rens das Umlageverfahren einführt ."

Auch der Antrag des Ausschusses für Rechtspflege «und Ver¬
waltung vom 6 . April 1922 , der sich in gleicher Richtung at».
wegt . und der insbesondere bezweckt, auch die nicht unter dag
Fürsorgegesetz fallenden -Städte hevanzuziehen, ist eine Lö»i
fung , wie sie den Gemeindebeamten gerecht zu werden ver¬
spräche . Wir sind aber der Ansicht , datz als Vertretung der
Versicherten die Organisation in Frage kommt , da es sich um
grundlegende Beschlüsse handelt . Wir danken dem Landlag
für das Jntereffe , das unseren Wünschen entgegengebrachst
wird,

Nachstehend verzeichnete Entschließung wurde von der Ver».
sammlung einstimmig angenommen :

Der Badische Gemeindebeamtentag Mt die derzeitige Re¬
gelung der RuhegehaltSberechtigung und Hinterbliebenenver »
sorgung der Gemeindebeamten Badens durch vas Fürsorge¬
gesetz für ungenügend und unzweckmäßig ; er ersucht Regie,
rung und Landtag dringend unverzüglich in «ine durchgreifendst
Änderung der Verhältniffe nach folgenden Richtlinien eii^ u-
treten :

1 . Die Gemeindebeamten Badens sind in Bezug auf di«
Ruhegehaltsberechtigung und Hinterbliebenenversorgung mit
den Beamten von Reich und Staat gleich zu stellen.

3. Zu diesem Zwecke ist eine Körperschaft des öffentlichen!
Rechts mit denn Zwecke gegenseitiger Ausgleichung der Kosten,
di« den Gemeinden durch die Versorgung von Beamten - und
ihren Hinterbliebenen erwachsen , zu errichten. Es «bestehen
keine Bedenken, wenn in einer besonderen Abteilung dieser
Körperschaft die Risiken, welche durch die Verleihung Ruhe »
gehaltsberechtigung an die Arbeiter den Gemeinden entstehen
eingeschlosien werden .

3 . Die Beiträge sind im Weg« des Umlageverfahrens auszu»
bringen , wobei nichts dagegen einzuwenden ist, wenn beim
erstmaligen Eintritt in die Fürsorgekasse die Lurch ein er¬
höhtes Alter bedingten erhöhten Risiken mit höheren Beiträge »
helastet werden .

4 . Die Verwaltung der Kaffe erfolgt paritätisch durch Ver¬
treter oder Gemeinden und Beamten mit einem von den Ge¬
meinden zu bestellenden Vorsitzenden und einem von den Be¬
amten zu ernennend , n Stellvertreter .

Auf dieser Grundlage soll ein Mantelgesetz geschaffen wer¬
den, vor dessen Erlassung die Gemeinden und die Organi¬
sation der Gemeindebeamten zu hören ist.

Der Gemeindebeamtentag als Ganzes betrachtet, stellt ein-
machtvolle Kundgebung nicht nur der badischen Gemeindeve»
amten , sondern der Gemeindebeamten GrotzdeutschlandS dar ;
machtvoll deshalb , weil gepaart mit weiser Mäßigung Tau¬
sende von Mitgliedern aus Stadt und Land, Angehörige de«
Gruppen l bis einschließlich Xlll , ein glanzendes Bild bat
Einmütigkeit und Geschlossenheit und des Willens zum Wi«»
deraufbau unseres zusammengebrochcnen Staates kundge¬
geben haben .

"

Nus der Landeshauptstadt .
DZ . V »n der Technischen Hochschule. Rekwr und Senat den

Technischen Hochschule Karlsruhe haben auf einstimmige»
Antrag der Abteilung für Chemie die Würde eines Dr . Ing .
ehrenhalber verliehen an die Herren : 1 . Max Bittrich, Vor¬
sitzenden Direktor der Stettiner Chamottefabrik A . -G. vorm.
Didier in Stettin in Anerkennung seiner hervorragende»
Verdienste um die Industrie der feuerfesten Materialien und
um die Entwicklung der Oftnbautechnik. 2. Gustav Eduard
Junius , Direktor der Dr . C . Otto & Co. G. m . b . H, in Dahl¬
hausen an der Ruhr in Anerkennung seiner hervorragende »
Verdienste um die Entwicklung der Nebenprodukten-Koker ^
und des Koksofenbaues.

Landestheater . Man schreibt uns aus der Theaterkanzlei :
Am Sonntag , den 11 . Juni , findet ein GaUpiel des Herrn
Walter Schneider vom Opernhaus Frankfurt a . M . als
Mephisto in GounovS „Margarete " statt, worauf besonderst
aufmerksam gemacht wird , da der Kürfftler ln dieser Partie
durch seine eigenartige Darstellung berechtigtes Aussehen er¬
regt hat . — Die Margarete singt Valentine Rostin aushilfs¬
weise als Gast , den Faust zum erstenmal Wilhelm Rentwig .— In Vorbereitung befindet sich eine Neueinstudierung von
Glucks »Orpheus «nd Enrydicr " mit den Damen Weber»
Stochert und Bosetti in den Hauptpartien . ,

LanideStheater. Die sechste Abendfeier der Kammermusik^
Vereinigung Karlsruhe findet am Montag, den 12. Juni ,
abends 7K llhr , im Landestheater statt und umfaßt folgende
Werke : Trio in F für Klavier, Violine und Cello von
R . Schumann , Sonate in E für Klavier und Cello vo»
I . Brahms und das Quintett für Klavier, 2 Violinen , Biola
und Cello von CLsar Frank . An der Ausführung find be¬
teiligt die Herren Konzertmeister Ottomar Boigt, Willi Gra¬
berl , Heinrich Müller , Paul Trautvetter , sowie der Pianist
und Lehrer am badischen Konservatorium Paul Eberhard .

Der Einsteinfilm , über den wir bereits berichteten, und de«
wie überall , auch hier berechtigtes Aufsehen erregt hat , kommt
auf vielseitiges Verlangen am Dienstag , den 18. Juni , hak»
8 Uhr abends in den Ladifchen Lichtspielen in einmaliger
Wiederholung nochmals zur Vorführung . Auch diese wird
wieder von einem Vortrag des Herrn Dr . KalbuS, der di«
bildliche Darstellung in ganz hervorragender Weise erläutert ^
begleitet werde. Wir weisen aus diese außergewöhnlich be-
achtenstoert «; wissenschaftliche und doch allgemein verständlich-
Veranstaltung hin .



; Stsatssnzeiger .
J Bekanntmachnng.
I Die konsularische Bertretun , Argentinien » betr .
<

Nachdem Herrn Eriiesto Regensburger als argentinischen!
Dizekonsul in Karlsruhe namens der Reichs das Exequatur
« teilt »vorden ist. wird er zur Ausübung konsularischer Be.
Hngniffe in Baden zugelaffen.
^ Karlsruhe , den 6 . Juni 1822.
> Badisches Staatsministerim ».
Wilnifterialabicilung für Priisidialsachen. Reichs- und aus¬

wärtige Angelegenheiten.

Reufassnns des Statuts der Gewerkschaft Schwarzwälder
Erzbergwerk in Freiburg i. » r . brtr .

; Die Gewerkschaft Schwarzwälder Erzbergwerke in Freiburg
l Br . hat in der Generalversammlung vom 20. März 1822
in Letmathe in Westfalen eine neue Fassung ihrer Statuten
Geschloffen , die hiermit , nachdem sie unter dem heutigen Lage
die Bestätigung der Bergbehörde erhalten hat . gemäß § >82
des Badii -ben Berggesetzes vom 22. Juni 1890 in Verbindung
mit tz 58 Abi . 2 der Verordnung vom 31 . Dezember 1890 im
Muszug zur öffentlichen Kenntnis gebracht wird :

J . Der Name der Gewerkschaft ist «Gewerkschaft Schwarz-
Wälder Erzbergwerke"

, ihr Sitz in Kappel, Post Littenweiler
Hei Freiburg i. Br .

2 . Zweck der Gewerkschaft ist die Ausbeutung ihrer im ba»
bischen Schwarzwald gelegenen, auf Blei, Silber , Zink, Kupfer ,
Antimon und Schwefelkies verliehenen Grubenfelder , sowie
Hie Erweiterung des Besitzes durch Mutungen , den Erwerb
-Hon und die Beteiligung an anderen Bergwerken , die Herstel¬
lung aller Anlagen und der Betrieb von Unternehmungen ,
Welche die Ausnutzung der Bergwerke und die Verwertung
ihrer Produkte beordern .

3. Die Zahl der gewerkschaftlichen Anteile (Kuxe) beträgt
Eintausend .

4. Die Gewerkschaft wird durch einen Repräsentanten , wel¬
scher von der Gewerkschaft durch Gewerkschaftsbeschlutz gewählt

WoO , vertreten , die Amtsdauer de» Repräsentanten beträgt
5 Jahre , Da » Protokoll über die WlahlverlhanAung ist nota¬
riell aufzunehmen .

5. Die Gewerkenversammlung tritt in der Iftgel alljährlich
in der ersten Hälfte des Jahres zusammen.

Di « Berufung der Gewerkenversammlung erfolgt durch den
Repräsentanten unter Bestimmung von Zeit und Ort der¬
selben und der Tagesordnung mittelst schriftlicher durch Ein¬
schreibebrief oder Postzustellungsurkunde mindestens 8 Tage
vor der Gewerkenversammlung zu versendenden Einladungen .

6. Die Bekanntmachungen erfolgen durch den Deutschen
Reichsanzeiger und durch eine von dem Repräsentanten zu
bestimmende, im Freistaate Baden erscheinende Zeitung .

Eine wörtliche Abschrift des Statuts kann in neuer Fassung
m den Diensträumen der Abteilung für ' Salinen und

Bergjbau im Finanzministeriuin eingesehen werden.
Karlsruhe , den 26. Mai 1922.

Ministerium der Finanzen .
Abteilung für Salinen und Bergbau .

I B . : Dr . Herrn an n. Heck

MtttelstandShilfe.
Mit Zustimmung des Landesausschuffes für Mittelstands - ;

hllfe werden die im Staatsanzeiger Nr . 97 vom 25. April 1919 >
und Nr . 197 vom 30. August 1920 bekannt gegebenen Grund - !
sätze für Gewährung der Beihilfen an Angehörige de» Mittel -
standeS durch Kreishilfskaffen mit staatlichen Zuschüssen vom
1. Juli 1922 an außer Wirkung gesetzt und die Gewährung
dieser Mittelstandshilfe von genanntem Zeitpunkt an einge- !
stellt. Die Fristen für die Rückerstattung der bi» zum 80. Juni !
1922 gewährten Darlehen und die Fristen für die Gewährung
von ZinSzuschüffen für die bis zum gleichen Zeitpunkt gemäß
8 3 Ziffer 1 der Grundsätze ausgenommenen Darlehen werden
durch diese Bekanntmachung nicht berührt .

Karlsruhe , den 19. Mai 1922 .
Ministerium des Inner «.

R e m m e l e.
Ministerium der Finanzen .

Köhler .

« e Westliche « taatsprüin », M Iahte » 1S2S detr .
Die folgenden Forstreferendare haben im Mai 1928 dia

forstliche Staatsprüfung abgelegt und sind zu Fvrstaffrssme«
ernannt worden :

Auch», Oswald, aus Mannheim , Gihr , Josef , au » Geifin-
geu, Sattler , Hermann , aus Weisenbach , Sittig , Oskar , au»
Schiltach.

Karlsruhe , den 2 . Juni 1922.
Finanzministerium .

Forstliche Fachprüfung 1922 betr .
Auf Grund der in der Zeit vom 22. bi- 28. April d. I . ab-

gehaltenen Fachprüfung im Forstfach find zu Fvrstreferendare »
ernannt worden :

Karl Abrtz von Bauschlott, Erwin Hermann von Wiede».
Karlsruhe , den 1. Juni 1922 .

Ministerium der Finanzen .
Köhler .

Staatsprüfung für den mittleren hochbautechnischen Dienst betr.
Der Beginn der nächsten Staatsprüfung für den mittleren

hochbautechnischen Dienst, ist aus Montag , de« 17. Juli 1922
festgesetzt.

Die Gesuche um Zulassung find bis zum Samstag , dr»
1. Juli 1922 mit den nach 8 4 Abs . 2 und 3 der landeSherrli -
chen Verordnung vom 8 . Dezember 1883 (Gesetz - und Verord¬
nungsblatt 1884 Seite 1) erforderlichen Belegen beim Ministe,
rium der Finanzen einzureichen.

Dabei wird darauf aufmerksam gemacht, daß für den Nach¬
weis der praktischen Ausbildung all-zemein gehaltene Zeugnisse
nicht genügen, datz vielmehr genau angegeben sein mutz , wel
cher Art die Beschäftigung in den einzelnen Stellen war .

Karlsruhe , den 2 . Juni 1922.
Ministerium der Finanzen .

Dt« Verhütung von Waldbränden detr.
Wir bringen die nachstehende bezirkspolizeiliche Vor¬

schrift vom 5. Juli 1886 , obigen Betreffs in Erinnerung :
! Brzirkspolizeiliche Borschrist,
i Da » Tabakrauchen in den jungen Waldschlägen,Deren Boden mit dürrem Gras , Moos oder Laub be¬
fleckt ist, ist außerhalb der Landstraße und Gemeinde»
Wege vom 1 . März bis 1 . Oktober jeden Jahres ver¬
böte n . Zuwiderhandlungen werden mit GeldsttafenIbis zu 600 M . ooix mit Haft bis zu 14 Tagen be-
jpraft . N .765

Karlsruhe , den 30 . Mai 1922 . O .Z . 73
Bezirksamt Abt. II .

Tagesordnung
der am

DiroStag, de« 18 . Juni 1822 , vormittags 8 Uhr,
im BezirkSratSsaal in Karlsruhe stattfindenden

Bezlrksratssttzung .A . Berwaltungsgerichtliche Sachen. OrtSavmenver »
Hand Mannheim gegen Landarmenverband Karlsruhe ,Ersatz von Unierstütznngskosten für Jos . Weber Ghe -
ftau . B . Berwaltungsfachen . 1. Wirtschaftsgesuche

| Karlsreche-Stadt : Giovani Segantini Eheleute ,
„zum Freischütz" , Kaiserallee 53 ;

vesak. Florian Müller „zum Durlacher Hof " "
, Dur -

raicherstulgl. 103 ; Michael Rink, «zum Blücher",' Maxauftr . 1 ; Otto Ludwig, „zum, Schützen"
, Wieland»

lftratze 32 ; Karl Knödel, „zur Insel Helgoland "
, Dur -

Facher Allee 34 ; Wilhelm Reichert, Realgasttvirtschaft
l«Notes Haus " , Waldftr . 2 ; Andreas Scheer» Gastwirt ,
ftchaft „zum Schwarzen Adler ", Kronenstr . 63 ; Lina
Wichin, Verkaufshäuschen Ecke Müppurrer - und Wie -
ffenhtrahe; 2. Wirtschaftsgesuche Karlsruhe -Lund. Karl
-Ratzel in Hochstetten, Realgastwirtfchaft „zum Hirsch "
în Hochstetten; Adolf Meinzer in Hochstetten, Rcal -

.gastwirtschaft „zur Krone " in Hochstetten; 3 . Ecadt -
tzvmeinde Karlsruhe , Errichtung einer Maschinenbau¬
werkstätte Schlachthausstr . 1 ; 4. Karl Hummel in
Karlsruhe , Beschwerde gegen bezirksamtl . Auflage ;6 . Aufhebung eines Beschlusses dos Würgerausschusses
Kriedrichstal ; 6. Die Sonntagsruhe im Handels -
yetvevbe. N .797

Karlsruhe , den 7. Juni 1022.
Bezir ksamt. OZ . 75

Motorradfahrer !
Wir haben Veranlassung darauf hinzuweisen , daß

Hie höchst zulässige Geschwindigkeit der Krafträder
Innerhalb der Stadt Karlsruhe 20 Icm beträgt .

Motorradfahrer , die diese Geschwindigkeit überschrei-iten , haben die sofortige Entziehung des Führerscheins
lstu gewärtigen . N.796

Karlsruhe , den 8 . Juni 1922.
j

Badisches Bezirksamt . — Polizeidirektion . OZ .76

i Badisches Landestheater.
{Samstag , 10. Juni . 61/, b . g . 10 Uhr . 30 M.

Abonnement A 5-

einsSert : WSIHsIlfl TeIL

Spielplan vom 11 —20 . Juni .
Im Landestheater . So . 11 . Margarete. 6.

<55 00 .) — M . 12.* VI. Musikalische Abendfeier . 71/, .
(15 .00.) Th .-Gem . B .V .B . Nr . 701 —1000 , 2151 —2400.— Die . 13 . Volksbühne . J 4. Hänsel und Qretel.
V1/, - (50.00 . 1 — Mi . 14.* Abonn . E 4. Die Entführung
Ms dem Serail . 7 1/, . (55 .00.) Th .-Gem . B .V.B . Nr .
1001 - 1250 . — Do . 15.* Wilhelm Teil . 61/, . (35 .00.)— Fr . 16.* Abonn . G 5 . Der fliegende Holländer .
7. (55 .00.) Th .-Gem . B.V .B. Nr . 1251 —1500. — Sa.
17.* Abonn . D 5 . Zum ersten Male. Der Revisor.
Lustspiel in 5 Aufzügen von Nikolaus Gogol . Deutsch
von August Scholz . 7 . (35.00.) — So . 18 . Carmen.61/, . (60.00.) — Mo . 19-* X. Abendfeier Der Tanz im
Wandel der Zeit 71/, . (25.00.) Th .-Gem . B.V.B. Nr.B401—2600, alle Nummern über 3350. — Die . 20 .*Volksbühne J 5- Martha . 7. (55 -00.)

Im Konzerthaus . So . 11 ., Fr. 16 . und Sa 18.Volksbühne . M 6, M 7 und M 8 jeweils Der Kauf¬
mann von Venedig. 7.

Auslosung der Karten für die Teilnehmer der Th .-Gem . jeweils am Vortag und Tag der Aufführungin der Geschäftsstelle (10—' LI, 4—6 Uhr ) . Vorrecht
für Umtausch der Vorzugskarten und Vorkaufsrecht

[ der Abonnenten und der Inhaber von Vorzugskar -
! ten am Samstag , den 10., nachmittags 7,4 —5 Uhr ,allgemeiner Verkauf und weiterer Umtausch von
»Montag , den 12. an .

Bekanntmachung.
Nach der Verordnung des Reichsfinanzministers vom

7. Januar 1922 ist jeder Arbeitnehmer verpflichtet, feine
Steuerkarte und die losen Markenblätter , die für den
in der Zett vom 1. April bis 81. Dezember 1921 be-
zogenen Arbeitslohn zum Einkleben und Entwerten
von Steuermarken verwendet worden sind, der für ihn
zuständigen Finanzkaffe bezw . Steuereinnehmerei
spätestens bis Ende März 1922 zu übergeben oder zu
übersenden . Die Arbeitgeber haben auf diese Ver¬
pflichtung durch Anschlag in den Arbeits- und Geschäfts-
räumen hinzuweisen.

Arbeitnehmer, die ihrer Verpflichtung bisher nicht
nachgekommen sind, werden hiermit nochmals aufge¬
fordert , die Steuerkarten oder Markenblätter binnen
14 Tagen abzuliefern , widrigenfalls sie für das Rech-
nungsiahr 1921 zur Einkommmensteuer veranlagt
werden. Die Einlieferung der Steuerkarten wird außer¬
dem durch Geldstrafen bis zu 500 Mark erzwungen
werden. N .766

Karlsruhe , den 6. Juni 1922 .
Finanzamt Karlsrnhe-Stadt (Kreuzstraße 11a ).

Finanzamt Karlsrahe-Land (Rüppurrerstraße 3 a) .

Bekanntmachung.
Die Steuerschulldigkeiten werden an die Kassen der

Reichsfinanzverwaltungen am besten bargeldlos ent¬
richtet. Jeder , der ein Konto beim Postscheckamt , bei
einer Bank oder «Sparkasse, bei einer Genossenschaft
usw . besitzt , kann seine Zahlung an die Finanzkaffe
am bequemsten und billigsten durch Überweisung be-
wirken. Wer kein Konto besitzt, lege fich einer an
oder zahle .mittels Zahlkarte . Besondere Formulare
für die Steuerzahlung mittels Zahlkarte siä » bei den
Postämtern zu erhalten . Die bestehenden Postscheck¬
konten und Bankverbindungen der Finanzämter sind
aitf den Steuerbescheiden, Forderungszetteln usw. an¬
gegeben.

Karlsruhe , den 3. Juni 1962.
Finanzamt KarlSrnhe - Stadt (Kreuzstr . 11a ) .

Finanzamt Karlsruhe -Land (Rüppurrerstr . 3a) .

LlWleW-FMMMMil>IW!IA.H
Maximiliansau (Rheinpfalz ).

Kündigung von Partial -Obligationen ursserer hypo¬
thekarischen Anleihe vom Jlahre 1911 .

Gemäß 8 4 der Anleihebedingimgen kündigen wir
zur Rückzahlung am 1. Oktober 1922 sämtliche in Um¬
lauf befindlichen Partial -Obiigaticmen . Die Einlösung
erfolgt gegen Anlieferung der Obligationen nsbst
nicht verfallenen ZinAscheinen und Talons bei der
Rheinischen Creditbank, Filiale Karlsruhe in Karls¬
ruhe , und der Dresdner Bank, Filiale Freibnrg ni
Freibuvg i . B ., sowie bei der Gesellschaftskaffe in
Maximiliansau .

Mit dem 1 . Oktober 1922 hört die Verzinsung der
Obligationen auf . « .832

Die Einlösung der Obligationen wird auch schon
jetzt von den genannten Stellen gegen Berechnung
von 4 % Stückzinsen vorgenommen .

Maximilians «« , den 24 . März 1922.
Der Borstand :

_ Horst .

8M |UWNöWM |WbllWll .
Bon der Sshprozentigen Anleihe der Staidtgemeinde

Neustadt im Schwarzwald vom Jcchre 1888 wurden
beider Ziehung am . 37 . Mai 1928 durch das Los zur
Hermzahlung auf 1. Dezember 1922 bestimmt die
DoflschuldverschreÄungen:

Dit. A . Nr . 87 und 94 mit je 1000 M .,Lit . B . Nr . 89 und 180 mit je 600 M . und
Lit . C. Nr . 67. 76 und 48 mit je 200 Ml.Die Kapitalbetväge können vom 1. Dezember 1922

au bei der Stadtkasse hier in Empfang genommenwerden . Die Verzinsung hört mit diesem Tage a»f.
Neustadt , den 7. Juni 1922 . « .330

Der Gemeinderat .

Architekt ,
staatl . gepr. Baumeister
meistens im Siedlungsbau
tätig, sucht sich zu verän-
der« . Stellung bei Staat
oder Gemeinde bevorzugt.
Reflektiert wird nur auf
Dauerstellung .

Offerten erbeten u. A. 338
an die Exp. d - KarlSr . Ztg.

SBtQKL WlspflW
i ktnitift tMtzblllrü .
R .737 .2.8 Baden. Der

Facharzt Dr - med . 8 . Roffi
in Baden-Baden , vertreten
durch Rechtsanwalt Justiz¬
rat Rei» in Baden , klagt
gegen den Rittmeister a - D -
Vs» Stmofelstt und dessen

Mefra«Katharinavon Staro -
selski aus Tiflis (Rußland ),
früher in Baden -Baden,
jetzt ohne bekannten Auf¬
enthalt , aus Grund der
Behauptung , daß der Klä¬
ger die beklagte Eheftau
ärztlich behandelt habe, mit
dem Anttage auf samtver¬
bindliche , kostenfällige, nö¬
tigenfalls gegen Sicher¬
heitsleistung vorläusig voll¬
streckbare Verurteilung der
Beklagten alsGesamtschuld-
ner zur Zahlung von 973 M.
nebst 4% Zinsen aus 750 M.
vom 27 . April 1922 und
aus dem Restbetrag von
223 M - vom Klagezustel¬
lungstage an .

ZurmündlichenVerhand -
lung des Rechtsstreits wer-
den die Beklagten vor das
Amtsgericht in Baden -Ba¬
den, Zimmer 17 auf Frei¬
tag , de« 4. August 1922, vor¬
mittags 9 Uhr , geladen. Die
Sache ist als Feriensache
erklärt.

Die öffentliche Zustellung
an die Beklagten ist be¬
willigt.

Baden , 1 . Juni 1922.
Der Gerichtsschreiber deS

Amtsgerichts .

Aufgebot.
N 710 . 2 . 1 Meßkirch. I . Die

Erben des Binzens Fürder:
a . Frau Rechtsanwalt Dr .
Bittler in Konstanz, b - Frau
Photograph Knttruff in Kon¬
stanz, c. Frau Buchdruk-
ftreibesitzerWMinStockach,
d. Frau Sieger verwitwete
Fürder in Meßkirch , e . Jo¬
hanna Fürder in Meßkirch ,
k. Gustav Fürder in Meßkirch ,
g . Jda Trutsche geb . Fürder,Berlin . 2. die Maria There¬
sia Gabele geb . Farrischou
in Radolfzell , alle vertreten
durch RechtsanwaltDr .Bitt-
ler in Konstanz haben das
Aufgebotsverfahren zum
Zwecke der Ausschließung
des Miteigentums . 1 . des
JosefFarrischon inBietin gen ,
2. der Katharina Farrischon
in Bietingen , 3. des Konrad
Farrischon in Amerika, 4.
der Maria Farrischou in
Amerika, 5 . der Kathari -w
Fetzer in Bietingen , 6. des
Philipp Fetzer in Bietingen ,
7. der Heinrich Keßler Ehe¬
frau Franziska in Amerika,
8 . der Jda Knobel Ehefrau
in Amerika, 9 - PhilippMalta
<Sa)efnra in Bietingen , zu je
1/13 an dem im Grund¬
buch Meßkirch Band 4 Heft
10 eingettagenen Grund¬
stück Lgb . Nr . 32 beantragt .
Die bisherigen Eigentümer
des Grundstücks werden
aufgefordert , ihre Rechte
spätestens in dem auf
Dienstag, den 25. Juli 1922 ,
nachmittags 2 Uhr, vor dem
Unterzeichneten Gericht an»
beraumten Anfgebotster»
nckn bei diesem Gericht an -
zemelden , widrigenfalls
ihre Ausschließung erfolgt.

Meßkirch , 23 . Mar 1922 .
Bad . Amtsgericht.

» .773.2.1 . Wirsloch. Die
Forma Heinrich Kretz, Zi-
gnrrenfabrft in Muhlhau -
s«U b. Wiiesloch, Prozeß¬
bevollmächtigter: Rechts-

anwalt Speckert in WieS -
loch, klagt gegen den Fer -
dinand Wenz, Kaufmann ,
früher in Bayreuth , Max»
fttatze 15, z. Zt . an unbe -
kcmntenOrten , auf Grund
von Zigarrenlieferung
aus dem Jahre 1921 —
Erfüllungsort Mühlhau¬
sen — mit dem Anträge
auf kostensällige, vorläu¬
sig vollstreckbare Verurtei »
lung des Beklagten zur
Zahlung von 3054 M . 42
Pfg . nebst 5 Prozent Zin¬
sen vom 13. Juni 1921 ab.
Zur mündlichen Verhand¬
lung d. Rechtsstreits wird
der Beklagte vor das
Amtsgericht in WieSloch
auf Freitag , den 14. Inl (
1922, vormittags 9 Uhr»
geladen.

WieSloch , 6. Juni 1922.
Der Gerichtsschreiber deS

Amtsgerichts.
Konkursverfahren .

N.792 . Konstanz. Das
Konkursverfahren über
das Vermögen der Firma
Margareta Bähx» Korb-
Warenfabrik und Versand¬
geschäft in Konstanz, In¬
haberin Frau Margareta
Bähr in KüpS, Oberftan¬
ken, wird nach erfolgter
Abhaltung des Schlußter »
mins hiermit ausgehichen .

Konstanz, 3 . Juni 1922.
Bad. Amtsgericht 1.
N .6852 .2. Sinsheim. Luis¬

geborene Zimmerman « , Ehe-
frau deS Lokomotivführers
Kenne in Mannheim , Au-
gartcnstr . 13, hat als Erbin
beanttagt , ihre Schwester,
die Verschollen ^, am 1 . Aug.
1861 in Rappenau geborene
Julie Zimmennmm » zuletzt
wohnhaft in Rappenau ,
ausgewandert nach Amerika
im Jahre 1882 , für tot zu
erklären.

Die bezeichnete Verschol¬
lene wird aufgefordert , sich
svätestens in dem auf
Samstag , 30. Dezember 1922 ,

vorm . 9 Uhr ,
bot dem Badischen AmtS-
gerichtSinsheim anberaum¬
ten Aufgebotstermine zu
melden.witrigenfallsdieTo -
deSerklärung erfolgen wird.

An alle, welche Auskunft
über Leben oder Tod der
Verschollenen zu erteilen
vermögen, ergeht die Auf¬
forderung , spätestens im
Auigebotstermine dem Ge¬
richt Anzeige zu machen .

Sinsheim , 1 . Juni 1922 .
Badisches Amtsgericht.

ZkllWSem
SelQtmlinndiäingcn.
Die Stelle eines Kamin-

fcgermeisters für den
Kehrbezirk Triberg ist
durch die Versetzung des
bisherigen Kaminfeger¬
meisters Schilling frei ge¬
worden und neu zu be¬
setzen. N .774

Der Kehrii:eairk umfaßt
folgende Gemeinden des

Aurtsbezirks Triberg :
Gremmclsbach, Hornberg,
Langenschiltach, Nicder-

wasser, Nutzbach, Reichen.
lbach , RohrhardÄerg ,

Schonach, und Kath.
Tennenbronn u . Triberg ^
Bewerbungen sind unter
Anschluß der in §8 6 u . 7
der Kaminfegerordnung
vom 29. Nov. 1921 (Ges^
u. BO .M . S . 513 ) vor-
geschriebenen Belege hin¬
nen 4 Woche« vom Er¬
scheinen dieser Bekannt¬
machung an hierher ein¬
zureichen.

Triberg , 30 . Mai 1922 .
Badisches Bezirksamt .

Tüthtiger junger Mann ,
der die tameralis . ' sthe
Buchführung una wouwg»
lich die kaufmännische
vollständig beherrscht, sin.
det sofort dauernde Stel¬
lung . A.833

Bewerbungen auch von
Kriegsinvaliden erbeten.
Langenstein (A. Stockach ),

den 7. Juni 1922.
Gräfliches Rentamt Lan-

genstei» (Baden) .

Bcrgrbnng von Banarbeiten.
Wir vergeben zu einem

Verwaltungsgebäude und
zum Umbau der Eilguthalle ,
ferner zum Dienstgebäude
für das BahnbetriebStverk
im Perfoncnbahuhof Frei»
bürg die Erd- und Maurer »,
Eisenbeton -, Steinhauer »
(Natur - u . Kunstsandfteine),
Zimmer -, Schmiede-, Blech-
ner- und Dachdeckerarbeiten
(Tonziegel) und zu letzterem
Gebäude noch die Jnstalla »
tionsarbeiten . Pläne , Be.
dingungen und Arbeitsbe¬
schriebe liegen hier , Wald-
kircherstraße 12» U . Stock,
Zimmer Nr . 27, werktags
von 8—12 Uhr vormittags
zur Einsicht auf . Daselbst
auch Abgabe der Angebots¬
vordrucke . Angebote sind
verschlossen, postftei mit
entsprechenderAufschriftbis
Dienstag, den 20. Juni 1922 ,
vorm. 10 Uhr, bei uns ein-
zureichen. Zuschlagsfüst 4
Wochen . R.7062,1

Freikurg , 1 . Juni 1922 .
Bahubaninspektio » 2.

Lieferung und Aufstellung
einer Wagendrehfcheibevon
7,5 m Durchmesser und 301
Tragfähigkeit für das Ar»
schluhgleisdes Hauptsteuer¬
amtes Karlsruhe nach Ver¬
ordnung deS bad. M'»
nisteriums der Finaiize i
vom 3 . Januar 1907 offen !
lich zu vergeben. Das 2k
dingnisheft kann bei un
eingesehen werden ; Abgab
erfolgt gegen 60 M ., Ber
fand gegen 64 M - Kosten
ersatz- Angebote mit de
Aufschrift „Wagendreh
scheibe Hauptfleneram :
Karlsruhe " bis spätesten!
21. Juni 1922, vvrmittagt
11 Uhr, verschlossen bei uni
abzugeben oder postftei ein¬
zusenden. N -7 ' 3

Karlsruhe . 7 . Juni 1922 .
BrnckrndaubüroderEiscnbshn -

GeueraldirektiO«.
Markgräfliches Palais »

Karlfriedrichstr-, II . Stock ,
Zimmer 17 .

>
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